
Festsetzung von Vorauszahlungen auf die Einkommensteuer  

Das FA ist berechtigt, Vorauszahlungen über den laufenden Veranlagungszeitraum hinaus 

festzusetzen. 

 

Grundsatz 

Nach § 37 Abs. 1 Satz 1 EStG hat der Steuerpflichtige am 10.3., 10.6., 10.9. und 10.12. Vorauszahlungen 

auf die Einkommensteuer zu entrichten, die er für den laufenden Veranlagungszeitraum voraussichtlich 

schulden wird. Die Einkommensteuer-Vorauszahlung entsteht jeweils mit Beginn des Kalendervierteljahres, 

in dem die Vorauszahlungen zu entrichten sind, oder wenn die Steuerpflicht erst im Laufe des 

Kalendervierteljahres begründet wird, mit Begründung der Steuerpflicht.  

 

Das FA setzt die Vorauszahlungen durch Vorauszahlungsbescheid fest. Die Vorauszahlungen bemessen 

sich grundsätzlich nach der Einkommen-steuer, die sich nach Anrechnung der Steuerabzugsbeträge bei der 

letzten Veranlagung ergeben hat. Das FA kann bis zum Ablauf des auf den Veranlagungszeitraum folgenden 

15. Kalendermonats die Vorauszahlungen an die Einkommensteuer anpassen, die sich für den 

Veranlagungszeitraum voraussichtlich ergeben wird. 

 

Die Festsetzung von Vorauszahlungen dient der Sicherung eines stetigen Steueraufkommens und soll eine 

(annähernde) Gleichstellung der Bezieher von Gewinneinkünften mit denjenigen Steuerpflichtigen bewirken, 

die ihre Steuer durch Steuerabzug (Lohnsteuer, Kapitalertragsteuer) vorauszahlen. Der Gesetzgeber hat sich 

bewusst für ein Vorauszahlungssystem entschieden, das aus Vereinfachungsgründen ohne unterjährige 

Ermittlungen des Einkommens auskommt.  

 

Das geltende Vorauszahlungssystem ist auch nicht verfassungswidrig, denn es greift weder 

unverhältnismäßig in grundrechtlich geschützten Positionen ein noch verstößt es gegen das Gebot der 

Besteuerung nach der individuellen Leistungsfähigkeit. 

 

Entscheidung 

Der BFH hat nun klargestellt, dass sich aus dem Wortlaut der gesetzlichen Regelungen in § 37 EStG nicht 

ergibt, dass die durch einen Bescheid festzusetzenden Vorauszahlungen allein ein einziges Kalenderjahr 

betreffen dürften. Denn gesetzliche Vorgabe ist allein, dass sich die Höhe der Festsetzung an der 

voraussichtlich anfallenden Einkommensteuer orientiert, also grundsätzlich an der Einkommensteuerschuld, 

die sich nach Anrechnung der Steuerabzugsbeträge „bei der letzten Veranlagung“ ergeben hat. Die „letzte 

Veranlagung“ bleibt daher solange Bemessungsgrundlage für die Festsetzung von Vorauszahlungen, bis die 

Einkommensteuer durch einen neuen Bescheid oder eine Rechtsbehelfsentscheidung geändert oder die 

Einkommensteuer für ein nachfolgendes Kalenderjahr festgesetzt wird.  

 

Schon nach der Konzeption des Gesetzes kommt somit in Betracht, dass die Ergebnisse nur einer 

Veranlagung die Grundlage für die Festsetzung gleichbleibender Vorauszahlungen für mehr als ein 



Kalenderjahr darstellen. Dies spricht für die rechtliche Möglichkeit der Finanzbehörden, Vorauszahlungen 

über den laufenden Veranlagungszeitraum hinaus festsetzen zu können. 

 

FUNDSTELLE 
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